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„Die fünf bei Vorlage bieſes Vudgeinachtrags im Amte, bes 

findlichen, nicht ohnehin nach Gruppe XII einzureihenden 
Hilfäreferenten erhalten die Amtsbegeichnung „Oberregie- 

zungsräte“ und die Bezüge nach Gruppe XI1." 

Der übrige Teil diejes Abſchnittes wird geſtrichen. 

Dann muß es ſinngemäß unten heißen: Infolge der Anfor- 

derung einer vermehrten Zahl von Negierungsräten, Gruppe 

X, kommt die beſonders Anforderung von 4 Amtmännern als 

Hilfsarbeiter. bei Zentralbehörden, Gruppe R, in Wegfall, 

fowie eines Profeſſors als Hilfsarbeiter bei Zeutralbehör- 

den, Gruppe X. 
Auf Seite 34 und 36 werden die Nebenbezüge darge- 

ftellt, die als Nebengehalt und Dienſizulage gewährt werden. 

Zunächſt bei der Univerſität Heidelberg. U. a. kommt ein 

ordentlicher Profeſſor al8 Kreisoberhebearzt für die Kreiſe 

Mannheim, Heidelberg und Mosbach mit jährlich 600 M. 

künftig in Wegfall, und ebenſo muß bei der Univerſität Frei- 

burg ein ordentlicher Profeſſor als Kreisoberhebearzt für die 

Kreiſe Freiburg, Lörrach und Waldshut mit 600 M. jährlich 

zünftig wegfallen, was hier nicht verzeichnet ſteht, Bei dieſer 

Gelegenheit will ich darauf aufmerkſam machen, daß die Ne- 

bengehalte und Dienſtzulagen bei den. Miniſterien einer ſiren- 

gen Durchſicht unterzogen worden ſind. Auch im Unterrichts- 

miniſterium ijt eine Reihe von Streichungen vorgenommen 

worden. 
Seite 39 ſtehen die Realanftalten. Hier erfahren Sie, 

daß die Realſchule in Karls ruhe zunächſt nicht zu einer 
neunklaſſigen Anſtalt ausgebaut werden ſoll, der Ausbau viel- 
mehr zurüdgeſtellt wird. Weiter werden ſtatt 38 Direktoren 

jech3» und. ſiebenklaſſiger. Anſtalten nur 81 angefordert. Auch 

die Realſchulen in Raſtatt und Pforzheim werden 
gurüdgeftelt. Dazu hat der Ausſchuß folgende Stellung ein- 
genommen und jeine Stellungnahme durch zwei Anträge 
an das Hohe Haus begründet, Der Gaushaltsausihuß 

beantragt: 

Der Landtag wolle beſchließen, daß bezüglich der be« 

ſtehenden Realanſtalten im Wege der Verhandlung mit 

den beteiligien Gemeinden die Beiträge zu dem perjün- 
Iichen Aufwand in einer den heutigen Verhältniſſen an- 

gemeſſenen Höhe alsbald neu feſtgeſeht werden. 

Wenn das Hohe Haus dem Antrage ſtattgibt, wird das eine 
weſentliche Velaſtung der Gemeindekaſſen bedeuten; cs wird 
nicht mehr ſo ſein, daß die Gemeindekaſſe etwa 2400--2500 M. 

für das Gehalt eines Profeſſors zu zahlen hat, ſondern es wird 
fich um einen Betrag handeln, der das 6--7fache des eben» 

genannten erreicht, Welche Höhe der Beitragsleiſtung endgül» 

tig feſtgelegt wird, wird der Landtag erſt ſpäter zu entſcheiden 
haben. Der Antrag wurde im Haushaltsausſchuß einſiimmig 
angenommen. % 

Der-zweite Untrag des Haushalt8ansſchuſſes lautet: 

Der Landtag wolle beſchließen, daß die Errichtung und 
ber Ausbau weiterer Realanſtalten ſolange abgelehnt wird, 
bis die Beitragsleiftung der Gemeinde zum perſönlichen 
Schulaufwand der neu zu errichtenden oder auszubauen. 

den Anſtalt auf Grund der neuen Verhältniſſe neu gere» 
alt iſt. 

Der Antrag iſt angenommen worden mit 13 genen 2 Stim» 
men. Ich habe von einem meiner Parteifreunde ges 
hört, daß der Gemeinderat * in - Raſtatt bereits 
feine Bereitwilligkeit erklärt hat, die Höheren Auf- 
wendungen zu übernehmen. Ah kann mit der gleichen Ve- 
ſtimmtheit,- ſoweit es Pforzheim betrifft, eine Erklärung 

micht abgeben, Die Verwaltung hatte noh keine Gelegenheit, 

gleiche Stellung eingenommen Werben wird wie in Raſtatt 

(Abg. Dr. Schofer; Hoffentlich). Z 
Zh will aber, da mein Parteiſreund Mellert hier nicht 

das Wort ergreift, ſagen, daß es ſo raſch als möglich zu Ver- 

Handlungen mit dem Gemeinderat Raſtatt kommen ſoll, die 
hoffentlich zu einem guten Abſchluſſe führen werden. i 

Im Zuſammenhang Hiermit fieht ein Geſuch des Ver- 

bandes der badiſchen Lehramtspraktikanten 

um Erhöhung der Zahl der planmäßigen Stel 

len für dieſe Beamten. Der Haushaltzausſchuß be 
antragt: 4 

Der Landtag wolle beſchließen, das Gefuch der Landes“ 

vereinigung bad. Lehramtspraktikanten um Erhöhung der 
Zahl der planmäßigen Stellen für dieſe Beamten als 
durch den Beſchluß im I. Nachtrag zum Staatsvoranſchlag 

für erledigt zu erklären, 

Wenn die beiden Anträge, die ſich auf die Beitragsleiſtung 
der Gemeinden beziehen, im Haushalt8ausſchuß nicht geſtellt 
und nicht zur Annahme gelangt, wären, ſo wäre damit zu 
rechnen geweſen, daß 18 weitere Stellen infolge der Erriche 

tung von Realanſtalten mehr angefordert worden wären und 
zwar 6 in Raſtatt, 3 in Pforzheim und 4 in Kehl. So muß 
es bei der Anforderung von 4 Stellen verbleiben für die Real- 
jſehule in Kehl, die aus Gründen, deren Erörterung nicht 
hierher gehört, anders behandelt wird wie die Anſtalten in 
Karlruhe, Pforgheim und Raſtatt, Der Haushalt3ausſchuß 
bedauert, daß dem Geſuche des Landesverbandes der badiſchen 
Lehramtspraktikanten nicht in größerem Umfange hat entſpro- 

hen werden können. Die Begründung in der Petition iſt als riche 
tig und zutreffend anerkannt worden. Aber die Verhältniſſe ſind 
oft fiärker als. unſer Wille und die Herren müſſen ſich mit 
dem beſcheiden, as wir durch unſere Arbeit im Haushalts- 

ausſchuß haben erreichen können, 

Das iſt im großen und ganzen, was ich Jhnen mitzuteilen 
habe. Über den Voranſchlag des Miniſteriums des Kultus und 
Unterrichis, ſoweit es ſich noH um den katholiſchen 
Oberſtiftungsrat und den evangeliſ<hen Ober- 

kir<henrat handelt, will ich nur die eine Bemerkung machen, 

daß auch da in gleich ſparſamer Art Stellen angefordert wor- 

den find. Dem Wunſche des Miniſteriums in dieſer Richtung 
haben beide kir<liche Organiſationen Rechnung getragen. 

. Ich glaube, Hiermit im weſentlichen das vorgetragen zu 
haben, was zum Etat gehört (Beifall). 

Im Anſchluß hieran erhält auf Vörſchlag des Präſiden- 
ten zum mündlihen Bericht des, Shulauss 

ſchuſſes über das Geſuch des Gemeinderats Waldkir<, 

um Errichtung einer ſtädtiſch-ſtaatlihen Nealſchnle in Wold- 

tir< — Ziffer 9 der Tagesordnung — das Wort 

Abg. Wiedemann (Zentr.): 

In Waldkirch beſtand. ſeit etwa 30 „Jahren eine bklaſſige 
Privatrealſchule mit Erziehungöheim von Dr. Plähn. Durch 
tie Ungunft der Zeitverhältniſſe jah ſich Herr Dr. Plähn 
gezwungen, dieſe Anſtalt mit Schuljahresſchluß 1920 aufzu- 
heben, Von der Stadt Waldkirh und den Nachbargemeinden 
wird dies ſehr beklagt, Der Gemeinerat Waldkirch iſt deshalb 
an das Unterrichtsminiſterium mit der Bitte herangetreten, 
daß der Staat ſich im Falle der Übernahme der Schule durch 
den Staat an den Vetriebskoſten derſelben finanziell in glei» 

Ger Weiſe beteiligen ſolle wie an den übrigen 6 Klaſſen-Neal» 
ſchulen des Landes. 
Das Unterriteminifterium hat aber eine Verſtaatlichung   Stellung zu nehmen. Jh nehme aber an, daß dort die 

05:7 
dev ZHuie abgelehnt und es der Stadt Waldkirch überlaſſen, 

62, öffeniliche Sikung am 

die Schule als nichtſtaatliche Anſialt der Gemeinde nach 8 183 
xnehmen. Weiter hat das Unterricht3- 

niſterium erklärt, daß eine jſtaatlihe Mitwirkung nur für 
1 Fall der Errichtung einer Bürgerſ<hule, in 9 

zung an die Volksſchule (8 38 des Schulgejekes), 
geſiellt werden könne. 

In einer Zuſchrift an Iren Schulausſchuß weiſt die Negie- 
zung auch auf den Beſchluß des Haushaltsausſchuſjes hin, wo» 
nach Ausbau oder 
Neuerrichtung bon alten zurücge werden jollen, 
Lis die Frage.der Verteilung des Aufwandes zwiſchen Staat 
und Gemeinde ihre Regelung gefunden habe. Die Regierung 
gab in ber Au zung die Erklärung ab, daß der neu zu 

erſchule in Waldkirch derſelbe Lehrplan zu 
t werden joll wie einer Nealſchule, daß auch 

eine 6. Kaſ 1 . Weiterhin n die 
Regierung darauf eine Bürgerſchule nach 8 38 des 

efehes eine gang erhebliche Verbilligung des geſamten 
Uufwands bedeuten de, die dem Staat und der Gemeinde 

öugute käme. 

Der Schulausſchuß hat das Geſuch eingehend beraten und 
kommt auch in Konſequenz der Entſchließung des Haushalts- 
ausſchuſſes, von dem ſoeben der Berichterſtatter, Herz Abg. 
Stodinger, ſprach, zu folgendem Antrag: 

= Der Landtag wolle die Eingabe der Stadt 
Bablirh in dem Sinne der Regierung em- 

pfehlend überweiſen, daß die Unterrichts- 
verwaltung nah der allgemeinen Regelung des 
Beitragsverhältniſſes der Gemeinden zur Dedung des 
Aufwandes der Nealſchulanſtalten mit der Gemeinde 
Waldkirch in Verhandlung eintreten ſolle, um an Stelle 
der einſtweilen ala Proviſorium eingurichtenden Sklaſ- 
ſigen Bürgerſchule eine 6klaſſige Realſchule treten zu laſſen. 

Ad bitte Sie, dem Antrag des Schulausſchuſſes zuzuſtimmen. 

Zu Hauptabteilung VI: Arbeitösminiſte- 
rium, erhält ſodann das Wort 

Berichterſtatter Abg. Dr. Glo&ner (©. Dem. P.)2 

In Vegug auf die Hauptabteilung VII — Arbeitsminiſte- 
rium — darf ich quf Seite 16 und ff. der Druckſache Nr. Sb 
verweiſen. Ich brauche dem weiter nichts beizufügen. 

Nur ein Wort bezüglich der. Lande3verſicherungs- 
anſtalt, bei der in einem größeren Umfang den Anträgen 
des Wefamtvorſtands ſtattgegeben wurde, als der Staatzvor- 
anſchlag das vorſah. 

Der Ausſchuß war der Meinung, daß, da der perſönliche 
Aufwand von der Anſtalt felbſt getragen wird, auch den be- 
ſonderen Bedürfniſſen, den Wünſchen und Anträgen des Ge» 
ſamtvorſtand8. in einem weiteren Umfang ſtattgegeben werden 
ſollte. 

Bezüglich der Nebengehalte, die in der Drudſache Nr. 8b 
beim Arbeitsminiſterium überſehen waren, darf auf die Drud, 
fache „Zu Nr. 8b" verwieſen werden. 

Ich habe ſodann noch Bericht zu erſtatten über 2 Petitionen, 
die in dieſer Budgetabteilung einſchlagen. 

Die eine iſt das Geſuch des Geſamtvorſtands der 
Zandesberſicheru neßanftalt wegen der Eim 
reihung der Beamten der Landesverſiche« 
rungsanſtalt. Darüber habe ich vorhin ſchon daz 
Nötige geſagt.. Der Ausſchuß hat geglaubt, dieſem Geſuch 

Mittwoch, den 4, Auguſt 1920, 

1 Beamten, während bezüglich der oberen Beamten, die Regie- 
zungövorlage Annahme fand. 3 

Der Haushalisausſchuß ſchlägt deshalb vor, dieſes Geſuch 
als durch die Beſchlußſaſſung zum 1, Nachtrag als erledigt 
au erflären. 
Weiter liegt ncd vor ein Geſuch des Landſtraßen- 

wärtervereins um etaimäßige Anjtellung 
ber Sanbftraßenwärter. Dieſes Gejuh dat 
inzwiſchen feine Erledigung gefunden dur< bie Aufs 
nahme der Landſtraßenwärter in die Beſoldungsordnung 
und durch dieſen Budgeinachtrag, in dem von der Möglichkeit 
der planmäßigen Anſtellung der Landſtraßenwärter vereits 
Gebrauch gemacht wurde, wie ich ſchon in meinem einleitenden 
Vortrage erwähnt habe. Der Antrag bes Ausſchuſſes geht 
deshalb ebenfalls dahin, dieſes Geſuch als durch die Beſchluß 
faſſung zum erſten Nachtrag erledigt zu erklären. 

Der Geſamteffekt der Abſtriche beim Arbeit8mini rium iſt 
ine Minderung der Anforderung um 607310 M. Es ſind 

in dieſer Hauptabteilung im ganzen 35 Stellen geſtrichen 
worden, die ſich auf die Gruppe III mit einer Stelle, auf 
Gruppe IV mit 4, auf Gruppe V mit 12, auf Gruppe VI mit 
18, und auf Gruppe VIII mit 5 Stellen verteilen. 

Der Haushaltsausſchuß beantra ch 
Der Laudtag wolle den I. Nachtrag zum Staais3bor« 

anſchlag für 1920, Hauptabteilung VIII, Arbeitsminifter 
rium, mit den in Drudfade 8b und „Zu 8b"aufgeführten 
Änderungen genehmigen. 

Zu Sauptabteilung IX: Oberrehnungskammer, fos 
” gleichzeitig zu Hauptabteilung X: Murgwert, erhält das 

ort 7 5 3 2 

Berichterſtatter Abg, Häbermehl (D-Natl. Vp.)2 
Wenn Kürze wirklich die Würze des Berichtes iſt, dann were 

den meine beiden Berichte beſonders gewürzt ſein. Zu Haupts 
abteilung IX == Oberrechnungskammer — brauche ich“ gar 
nichts zu erinnern. ' Es iſt dabei vom Haushaltsausſchuß gar 
nichts geſtrichen und infolgedeſſen finden Sie in Drudjade 8b 
dieſen Poſten nicht angeführt, 

Ich beantrage im Auftrage des Haushalisausfhuffes; 
Der Landtag wolle den Nachtrag zum Staatsvoranſhlag 

der Oberrehnung8kammer (Gauptabteilung IX) genehe 
migen. 

Zu Hauptabteilung X find über den Voranſchlag des 1, 
Nachtragg des Murgwerks weſentliche Erinnerungen nicht zu 
machen, Wenn ich Bezug nehme auf den Voranſchlag, wie 
er den Herren Kollegen vorliegt, iſt in $ 1 aus „1. Büroinſpek« 
tor“, Gruppe IX, „1 Oberſekretär in gehobener Stelle 
Gruppe VIII” geworden und aus „1 Ranzleiinfpeftor, Gruppe 
VII“ wird „1 Kanzleiinſpekior Gruppe VI“, mit der Boſti 
mung, daß der derzeitige Juhaber. dieſe3 Poſtens die Bezüge 
von Gruppe VII hat. Des weiteren iſt der Hausmeiſter, der 
in Gruppe IV aufgezeichnet war, in Gruppe III verwiefen 
und nur der derzeitige Inhaber dieſer Stelle hat die Bezüge 
von Gruppe IV. 

In der Poſition Titel IT der Ausgabe „Stromvertrieb“ ſind 
die 2 Amtsgchilfen, die dort in die Gruppe IIT verwieſen 
„waren, nach Gruppe 11 zu übernehmen. Der finanzielle Effekt 
aller dieſer Verſchiebungen äußert ſich in einer Verringerung 
der Ansgabefumme um 2456 M. 
Im Auftrag des Haushalfsausſchuſſes ſtelle ich den Une   Rechnung tragen zu ſollen bezüglich der mittleren und unteren trag:  


